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und steuerungsfähige PKV in zentralen

Merkmalen kaum noch von der GKV

unterscheidet (zumal die Wertschät-

zung, die die PKV bei ihren Versicherten

genießt, wohl vor allem der individuell

als lohnend empfundenen Nicht-Beteili-

gung am Solidarausgleich geschuldet

sein dürfte und weniger besonderen Vor-

zügen der PKV selbst). 

Kaum noch Unterschiede

Letztlich verbliebe bei einer PKV-Re-

form in Richtung der Vorschläge der

VVG-Kommission allein noch die Kapi-

taldeckung der PKV als wirklich tren-

nendes Strukturprinzip gegenüber der

GKV. Bei allen Auffassungsunterschie-

den hinsichtlich der Bedeutung von Ka-

pitaldeckung im Rahmen einer Kran-

kenversicherung – nicht nur die Rürup-

Kommission, sondern etwa auch die im

Auftrag der Bertelsmann-, Ludwig-Er-

hard- und Heinz-Nixdorf-Stiftungen

tätigen Gutachter (unter anderen die

Professoren Friedrich Breyer und Eber-

hard Wille) halten eine eigenständige

Kapitalbildung in der Krankenversiche-

rung für entbehrlich – muss generell

fraglich erscheinen, ob allein mit diesem

Unterschied das Festhalten an einem

segmentierten Gesamtmarkt gerechtfer-

tigt werden kann. Schließlich bedeutet

die fortbestehende Marktsegmentierung

im Ergebnis den Verzicht auf einen un-

verzerrten Wettbewerb zwischen allen

Krankenversicherungen, von dem alle

Bürger profitieren können – im Übrigen

ein Marktmodell, für das es schon einen
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verstärkt werden. Unter der Überschrift

„Managed Care“ stellt die Kommission

das „duale Vertragsmodell“ der PKV in

Frage, wonach der Einzelne zum einen

als Patient einen Behandlungsvertrag

mit dem Leistungserbringer schließt

und zum anderen als Versicherter einen

Versicherungsvertrag zur Erstattung der

Behandlungskosten. Damit verfügt die

PKV aber über kein Instrumentarium,

um direkt auf Kostensteigerungen Ein-

fluss zu nehmen, die die Hauptursache

für steigende Beiträge sind. Die PKV ist

also  kaum in der Lage, auf Qualität und

Wirtschaftlichkeit der Versorgung ein-

zuwirken. Empfehlung der Kommis-

sion: Abkehr vom reinen Kostenerstat-

tungsprinzip, insbesondere durch die

„unmittelbare Abrechnung mit den

Leistungserbringern“ – ein weiteres zen-

trales Strukturmerkmal der GKV, das

gemeinhin als Sachleistungsprinzip be-

zeichnet wird: die Existenz direkter Ver-

tragsbeziehungen zwischen Krankenkas-

sen und Leistungserbringern.

Damit schlägt die VVG-Kommission

– möglicherweise in dieser Klarheit von

ihr selbst gar nicht erkannt – zur Her-

stellung von „echter“ Wettbewerbs- bzw.

Steuerungsfähigkeit der PKV nichts an-

deres vor als die Einführung von Struk-

turmerkmalen, die für die GKV kenn-

zeichnend sind: einerseits Kontrahie-

rungszwang und Risikostrukturaus-

gleich, andererseits Sachleistungsprinzip

und Vertragssteuerung. 

Das bedeutet jedoch zweierlei: Ers-

tens ist die GKV offenbar nicht völlig

„marode“ und zukunftsunfähig, wie oft

behauptet wird. Und zweitens stellt sich

die Frage, warum eigentlich noch an der

Segmentierung des deutschen Kranken-

versicherungsmarkts festgehalten wer-

den soll, wenn sich eine wettbewerbs-

cherter beschränkt. Alle anderen sind bis

an ihr Lebensende an das einmal ge-

wählte Unternehmen „gefesselt“. Sie

müssen darauf hoffen, dass sich die von

ihnen in jungen Jahren gewählte Kran-

kenversicherung auch 20, 30, 40 Jahre

oder noch später immer noch als gute

Wahl erweist, wenn tatsächlich einmal

gößere „Schadensfälle“ (Krankheiten)

eintreten. Vielleicht ist jedoch das einst-

mals besonders servicefreunliche – und

deshalb womöglich gewählte – Unter-

nehmen längst von einem anderen ge-

schluckt worden und bietet völlig verän-

derte Serviceleistungen; vielleicht hat

das vormals beitragsgünstige – und gera-

de deshalb gewählte – Unternehmen ei-

ne schlechte Anlagepolitik betrieben

und zählt mittlerweile längst zum Hoch-

preissegment der Branche – Pech gehabt! 

Eine Lösung dieses Problems sieht

die VVG-Kommission nur in grund-

legenden Systemänderungen. Von frei-

willigen Lösungen durch die Verständi-

gung auf einvernehmliche Spielregeln

zwischen den PKV-Unternehmen rät sie

dabei ausdrücklich ab. 

Anleihe bei solidarischen Prinzipien

Im Einzelnen benennt die Kommission

als Voraussetzungen für einen „wirklich

freien“ PKV-Wechsel aller Versicherten

einen Kontrahierungszwang der PKV-

Unternehmen ohne Riskodifferenzie-

rung, einen brancheneinheitlichen Um-

fang des Versicherungsschutzes sowie ein

unternehmensübergreifendes Schadens-

ausgleichssystem – allesamt zentrale

Strukturmerkmale der GKV, die fast al-

len Versicherten nahezu jederzeit einen

Kassenwechsel ermöglichen. Bemer-

kenswert ist auch, dass einige dieser zen-

tralen Wettbewerbsvoraussetzungen – in

der GKV sind dies neben dem Kontra-

hierungszwang ein einheitlicher Leis-

tungskatalog und der Risikostrukturaus-

gleich – von GKV-Kritikern geradezu als

Symbol für vermeintliche Unfreiheit

und Wettbewerbsfeindlichkeit gebrand-

markt werden. Ob etwa die VVG-Kom-

mission am Ende gar ein „U-Boot“ zu-

gunsten einer „Zwangskollektivierung“

ist, wie sie manche in der GKV bzw. in

einer an deren Strukturprinzipien orien-

tierten Bürgerversicherung sehen?

Dieser Verdacht könnte durch ein

zweites Ergebnis der Kommission nochFo
to
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in Private Krankenversicherung

Abschied vom alten Zuschnitt?
Fast unbemerkt von der Öffentlichkeit hat eine Regierungskom-

mission Vorschläge für eine radikale Reform der privaten Kran-

kenversicherung (PKV) vorgelegt. Zu den Kernforderungen gehört

ein „Risikostrukturausgleich“ in der PKV. Von Klaus Jacobs

Während vielfach noch gerätselt wird,
wie groß die Beitragssatzentlastungen

der Krankenkassen durch die Gesund-

heitsreform am Ende tatsächlich ausfal-

len werden, hat sich die gesundheitspoli-

tische Diskussion längst einem neuen

Thema zugewandt: der allseits für erfor-

derlich gehaltenen Finanzierungsreform

der gesetzlichen Krankenversicherung

(GKV). Zwar wird die Debatte hierzu

vielfach auf die plakative (Schein-)Alter-

native „Bürgerversicherung oder Kopf-

pauschalen“ reduziert, doch geht es in

Wirklichkeit um weit mehr als die bloße

Frage nach Art und Ort des künftigen

Einkommensausgleichs zwischen den

Versicherten. Insbesondere die immer

häufiger gestellte Frage nach der Zu-

kunft der privaten Krankenversicherung

(PKV) macht deutlich, dass letztlich

eine Grundentscheidung über die künf-

tige Marktordnung für das gesamte

Krankenversicherungssystem ansteht.

Im Hinblick auf das Marktsegment

der GKV, in der knapp 90 Prozent der

Bevölkerung versichert sind, gilt dieser

Zusammenhang als weithin unstrittig.

Kaum jemand dürfte der Aussage wider-

sprechen, dass neben einer reinen Finan-

zierungsreform weitere Strukturrefor-

men erforderlich sind, um die GKV zu-

kunftssicher zu machen. Manche halten

grundlegende Reformen auf der Leis-

tungs- und Ausgabenseite sogar weiter-

hin für vordringlich, um zu verhindern,

dass durch eine Finanzierungsreform

nur mehr Geld in das System gepumpt

wird. Oft kommen solche Aussagen

allerdings ausgerechnet von Politikern,

die entgegen aller Wettbewerbsrhetorik

echten Strukturreformen konsequent

aus dem Weg gehen – vor allem um

Kliniken, Ärzte und Apotheker weiter-

hin vor Wettbewerb zu bewahren. 

Verwaltung kostet die Privaten viel

Weit weniger Beachtung fand bislang

das kleinere Marktsegement der PKV. Es

gibt kaum jemanden, der zu hohe Ver-

waltungsausgaben beklagt, obwohl diese

in der PKV im Vergleich zur GKV einen

mehr als doppelt so hohen Anteil der

Beitragseinnahmen verschlingen. Keiner

wittert „Staatsmedizin“, obwohl die pri-

vatärztliche Abrechnung von Leistungen

auf Basis einer amtlichen Gebührenord-

nung erfolgt und bei den Beamten – der

größten Gruppe der Privatversicherten –

ein Großteil der Ausgaben im Rahmen

der Beihilfe unmittelbar aus Steuermit-

teln finanziert wird (im Übrigen verbun-

den mit zusätzlichem Verwaltungsauf-

wand). Und auch auf zuletzt gehäufte

Meldungen über schlechte Kapitalanla-

ge-Ergebnisse vieler Privatversicherun-

gen – unmittelbare Ursache weiterer

Beitragssteigerungen – ist das öffentliche

Echo eher gering geblieben. 

„Kein Wunder“ würden vermutlich

PKV-Vertreter und deren Fürsprecher in

Politik und Medien sagen. Denn aus ih-

rer Sicht ist die PKV ein leistungsfähiges

System mit hoher Wertschätzung seiner

Versicherten. Ein System, das deshalb

unbedingt erhalten werden muss oder –

wie es in einer neuen Anzeigenkam-

pagne der PKV heißt – das man erfin-

den müsste, wenn es nicht schon bestün-

de. Stimmt das wirklich? Ernsthafte

Zweifel scheinen durchaus begründet.

Im Juni 2000 hat das Bundesjustiz-

ministerium eine Expertenkommission

eingesetzt, um Vorschläge für eine Re-

form des Versicherungsvertragsgesetzes

(VVG) von 1908 erarbeiten zu lassen.

Kürzlich hat die 22-köpfige Kommis-

sion ihren Abschlussbericht vorgelegt,

der in Bezug auf die PKV zu zwei be-

merkenswerten Ergebnissen kommt. 

Versicherte können kaum wechseln

Letztlich spricht die Kommission der

PKV unter den bestehenden Systembe-

dingungen sowohl echte Wettbewerbs-

fähigkeit als auch hinreichende Steue-

rungsfähigkeit bei der Ausgaben- und

damit der Beitragsentwicklung ab. Das

gravierende Wettbewerbsdefizit der

PKV ist mittlerweile hinlänglich be-

kannt – auch die Rürup- und die Her-

zog-Kommission haben darauf hin-

gewiesen: Weil Privatversicherte bei

einem Wechsel des Versicherungsunter-

nehmens keine Alterungsrückstellungen

mitnehmen können und sich zudem

einer erneuten Risikoprüfung stellen

müssen, ist ihnen ein solcher Wechsel

bereits nach relativ kurzer Versiche-

rungsdauer praktisch verwehrt – insbe-

sondere im Fall einer zwischenzeitlich

eingetretenen Erkrankung. Wettbewerb

in der PKV bleibt demzufolge auf den

kleinen Kreis junger und gesunder Versi-

W e b t i p p

Der Kommissionsbericht zur Reform

des Versicherungsvertragsrechts vom

19. April 2004 steht im Internet unter

www.bmj.de/media/archive/647.pdf
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Neue Modelle 

für die „alten“

Privatversicherer.


